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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser ,■ 

es freut mich. Ihnen heute die zweite 
Ausgabe von „überleben..." vor¬ 
stellen zu können. 

Es freut mich um so mehr, als nach 
vielen, teilweise erbitterten Kämp¬ 
fen die Frage der Entschädigung für 
NS-Zwangsarbeit zu einem halbwegs 
befriedigenden Ende zu kommen 
scheint. Noch sind viele Fragen zu 
klären: Bekommen die NS-Zwangsar- 
beiter die gesamten Zinserträge der 
Wirtschaft? Kann die Ungleichbe¬ 
handlung bei dem sogenannten Rest 
der Welt beseitigt werden? Und vie¬ 
les anderes mehr. 

Aber nachdem der Deutsche 
Bundestag „Rechtssicherheit" festge¬ 
stellt hat, wird jetzt (endlich) mit der 
Auszahlung der Entschädigung be¬ 
gonnen. 

Ungetrübt ist die Freude nicht. 

In vielen Anrufen haben Sie, liebe 
Leserinnen und Leser, Ihre Empfin¬ 
dungen über das mitunter würdelo¬ 
se Hin und Her in der Auseinander¬ 
setzung um dieses Thema geäußert. 
Von unverhohlener Wut bis hin zu 
einer tiefen Resignation reichte das 
Spektrum, von „das ist nichts ande¬ 
res als die Fortsetzung des Holo¬ 
caust" bis zu „die zahlen erst, wenn 
alle tot sind". 

Leider trifft das Letztere auf 
einige Menschen zu, die von uns be¬ 
raten und in ihrem Antragsverfahren 
von uns begleitet wurden. Sie star¬ 
ben in Erwartung einer späten 
Wiedergutmachung. In der Erwar¬ 
tung, dass Unrecht als Unrecht be¬ 
zeichnet wird. 

Trotz des Erfolgs bleibt ein bitte¬ 
rer Beigeschmack. Hoffen wir, dass 
die Auszahlung der Entschädigung 
jetzt in der Mehrheit ohne größere 
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„Er ist vom Himmel gefallen" 

Ein Kölner Kinderschicksal 


Im Juni vor 68 Jahren waren die Nazis ge¬ 
rade an die Macht gekommen. Sie hatten 
sich durch Terror und Gleichschaltung der 
Opposition entledigt. Ein bei den Straßen¬ 
kämpfen im Februar 1933 zu Tode ge¬ 
kommener SA-ler war ein willkommener 
Anlass , mit den Antifaschisten abzurech¬ 
nen. In ganzseitigen Zeitungsartikeln wur¬ 
den die Todesurteile für Kölner KPD-Mit- 
glieder vorbereitet undgerech fertigt. Noch 
im selben Jahr wurde Bernhard Willms , 
damals 25 Jahre und Vater dreier Kinder 
hingerichtet. Die Kinder wurden in Hei¬ 
men untergebracht. 

20 Jahre im Heim 

Ernst Willms ist heute Flohmarkthänd¬ 
ler. Er erzählt, dass er im Heim in Essen 
war, noch unter den Nazis. „Aus Luft¬ 
schutzgründen“ wurde Ernst im Juli 
1943 in die „Gau-Heilanstalt“ Tiegen¬ 
hof bei Gnesen verlegt. Sie fuhren in 
Waggons. Morgenappelle fanden statt, 
sie mussten arbeiten und wurden hinter 


verschlossenen Türen gehalten. Es sei 
eher ein „Arbeitshaus“ gewesen. Auf ein¬ 
mal waren die Wärter weg und sie bra¬ 
chen aus ihren Zimmern aus. Er stopfte 
sich in der Küche seinen Rucksack voll 
und verschwand in die Wälder. 

Dann kam „der Russe“. Er wurde 
nach „Stalino“ gebracht, dort gab es 
Straf-, Kriegs- und Zivilgefangenenlager. 
Erst unter Adenauer 1947/48 kam er 
zurück nach Essen. Seine Mutter fand 
ihn über das Rote Kreuz, er besuchte sie. 
Er sah bis dahin bei Besuchen in den 
30er Jahren nur den Stiefvater an der 
Seite der Mutter und hält ihn für seinen 
Vater. 

Nach dem Rücktransport aus der 
Sowjetunion floh er aus dem Essener 
Heim. In einer richterlichen Verhand¬ 
lung wegen 
der Flucht aus 
dem Heim er¬ 
fährt er, dass 
sein leiblicher 
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Komplikationen verläuft. Dafür wer¬ 
de ich mich mit meinen Kolleginnen 
auch weiterhin einsetzen. Kämpfe¬ 
risch, wie wir dies kürzlich mit der 
Aktion „5 nach12" getan haben. 
Aber auch sehr praktisch, wie mit der 
Verteilung der Nachweisersuchen, ei¬ 
nem lang geplanten und jetzt end¬ 
lich startendem Projekt. 

Sorgenvoll haben sich einige von 
Ihnen an uns mit der Frage gewandt, 
ob wir uns nur noch mit dem Thema 
„Zwangsarbeit" beschäftigen. Es 
stimmt, dass dieses Thema nicht nur 
die Politik, die Medien und das öf¬ 
fentliche Interesse beherrscht hat. 
Auch wir in der Beratung waren voll¬ 
auf damit beschäftigt. Da wir eine 
Opfergruppe zuungunsten einer an¬ 
deren nicht vernachlässigen wollen, 
haben wir einfach noch ein bisschen 
mehr gearbeitet. 

Herzlich Ihr 

Michael Teupen 
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Vater verurteilt und hingerichtet worden 
war. Auf Nachfragen in Köln erhält 
er jedoch keine Auskünfte über die 
Gründe. 

Er besucht seine Mutter noch ein¬ 
mal in den 60er Jahren, sucht nach Hin¬ 
weisen auf seinen Vater, doch wird abge¬ 
wimmelt und gedrängt Köln wieder zu 
verlassen. 

Die Schwester 

Gertrud Düren (geb. Willms) kehrte 
mit 17, 18 Jahren zurück zu ihrer Mut¬ 
ter. Sie wirft ein, dass die Mutter nach 
dem Tod des Vaters wieder geheiratet 
hatte und nichts von früher erzählte. 

Gertrud war seit 1933 zur „politi¬ 
schen Erziehung“ zunächst auch im 
Heim in Dormagen. Sie kam dann zu 
einer Pflegefamilie in den Hunsrück - 
im Alter von 6 Jahren gemeinsam mit 
ihrem jüngeren Bruder. Nach Beendi¬ 
gung der Schule blieb sie in dem Dorf. 
Nach einer unglücklichen Liebe kehrte 
sie mit ungefähr 20 Jahren zurück nach 
Köln [1949/50]. Gertrud wusste nicht, 
dass sie aus Köln stammte. Sie bekam 
wieder Kontakt mit der Mutter. Die 
sprach jedoch nie über den anderen 
Bruder Ernst. 

Die Suche 

Gertrud Düren machte sich auf die Su¬ 
che, nachdem sie ein altes Foto ihres 
Bruders Ernst bei einer verstorbenen 
Verwandten fand. „Da kam alles wieder 


hoch“. Ein Freund half ihr sehr aktiv bei 
der Suche nach diesem Bruder. Die Hei¬ 
me hätten eigentlich von allen Geschwi¬ 
stern wissen müssen, besaßen aber nur 
Unterlagen über die Schwester und den 
sie begleitenden kleinen Bruder. Die an¬ 
gefragten Behörden meinten, sie könn¬ 
ten Unterlagen und Passbild nur an die 
Eltern herausgeben. Die Suche wurde 
enttäuscht. Erst nach Jahren wandte 
Gertrud Düren sich dann an den „Bür¬ 
geranwalt Burger“, ehemaliger und lang¬ 
jähriger Oberbürgermeister der Stadt 
Köln. Daraufhin meldete sich eine 
Halbschwester Lisbeth Repp, die eine 
(Photo) Karte ihres Halbbruders Ernst 
Willms aus den 50er Jahren hatte. Über 
den Stempel des Ulmer Fotogeschäfts 
erreichten Gertrud und ihr Mann bei 
den Ulmer Stadtverwaltung endlich eine 
Auskunft: die Adresse des Ernst Willms 
in Freiburg/Breisgau. 

Im Kölner Archiv unter alten Zei¬ 
tungsartikel und Prozessakten sah Ger¬ 
trud Düren das erste Mal in ihrem Le¬ 
ben ein Bild ihres Vaters. 

Gegen Unrecht kämpfen 

Warum sie sich heute noch gegen das er¬ 
littene Unrecht wenden? Warum sie mit 
der Hilfe des Bundesverbandes Informa¬ 
tion und Beratung für NS-Verfolgte ver¬ 
suchen, das Urteil gegen den Vater als 
Unrechtsurteil aufheben zu lassen? Um 
die Ehre für den Vater wiederherzustel¬ 
len, so Gertrud Düren. Ernst Willms 
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pflichtet bei und meint, man müsse „für 
Gerechtigkeit kämpfen“ und „damit die 
Nazis nicht wieder hochkommen“. Je¬ 
des Jahr kämen die gleichen Kriegsfilme, 
das mache nur die Rechte stark. Für 
Ernst Willms ist das ein Problem, er 
macht sich Sorgen. Das erzählen die Ge¬ 
schwister bei ihrem Besuch in der Bera¬ 
tungsstelle des Bundesverbandes Infor¬ 
mation und Beratung für NS-Verfolgte. 
Norbert Burger und die an der Suchak¬ 
tion beteiligte Kölner Zeitung „Express“ 
hat den Bundesverband für die Entschä¬ 
digungsfragen empfohlen. 

Entschädigung fiir 
eine elternlose Kindheit? 

Ob die für sie zuständigen Jugendämter 
damals schon Entschädigungsanträge 
gestellt haben, wissen die Geschwister 
nicht. In den 60er Jahren hatten weder 
Gertrud noch Ernst Willms Dokumen¬ 
te vom Vater und deswegen haben sie 
selbst keine Anträge gestellt. 


Wichtig für eine erfolgreiche An¬ 
tragstellung ist, ob es sich bei dem 
Schwurgerichtsurteil von 1933 um poli¬ 
tische Willkür gegen den Vater Bern¬ 
hard Willms handelte. Ob das Urteil als 
Unrechtsurteil erkannt wird. 

Anträge an verschiedene Härte¬ 
fonds sehen bei Tod eines Eltern teils 
durch NS-Unrecht und einer finanziel¬ 
len Notlage eine einmalige Häretebeihil- 
fe von 5000 bis 7000 DM vor, unter¬ 
schiedlich von Bundesland zu Bundes¬ 
land. Die Anträge haben die Geschwi¬ 
ster gemeinsam mit dem Bundesver¬ 
band gestellt. Dort suchen die Mitarbei¬ 
ter bereits seit Wochen in Archiven nach 
dem Urteil. 

Bleibt zu hoffen, dass die Gerichte 
die Urteile vom 24. Juli 1933 als „Auf¬ 
takt der NS-Justiz“ mit der barbarischen 

- von Göring persönlich angeordneten 

- Hinrichtung mit Handbeil im Klin¬ 

gelpütz als NS-Unrecht bewerten und 
aufheben. Reinert/Schlegel 


Verteilstelle beginnt mit Arbeit 

Nach langen Wochen des Wartens 
und des Verhandelns hat der Vor¬ 
stand der Bundesstiftung einem Teil 
des gemeinsamen Projektes von 
Bundesverband, Bundesarchiv und 
Internationalem Suchdienst in Bad 
Arolsen (ISD) - nämlich dem Dienst¬ 
leistungszentrum für die Verteilung 
der Anfragen - die Zusage erteilt. 

Der Bundesverband wurde vom 
Bundesarchiv mit der Durchführung 
betraut und wird in enger Koopera¬ 
tion mit dem ISD und dem Bundesar¬ 
chiv, sowie den Koordinationsstellen 
der Bundesländer die Nachweissuche 
koordinieren und verteilen. Mit zu¬ 
nächst sieben Verteilkräften beginnt 
die Arbeit in Köln an den elektro¬ 
nisch erfassten Anträgen, für die in 
Arolsen keine Belege gefunden wur¬ 
den. Die Angaben zum Verfolgungs¬ 
weg werden nach Orten ausgewertet 
und den entsprechenden Landes¬ 
koordinationsstellen und Kirchen 
übergeben. 

Firmenarchive auf! 

Neben der Verteilstelle (s.o.) war ein 
Teil des Projektes zur Nachweissuche 
die Erschließung und Öffnung weite¬ 
rer Archive. Diesen Projektteil ließ 
die Bundesstiftung offen. Gerade 
hier, an den Einsatzstellen der 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangs¬ 
arbeiter ließen sich wichtige Belege 
leicht erstellen. Das Gesetz zur 
Bundesstiftung setzt in § 18 Abs.3 
die Auskunftspflicht der Unterneh¬ 
men fest: 

„(3) Antragsteller nach diesem 
Gesetz können von Unternehmen in 
Deutschland, bei denen oder deren 
Rechtsvorgängern sie Zwangsarbeit 
geleistet haben, Auskunft verlangen, 
soweit dies zur Feststellung ihrer Lei¬ 
stungsberechtigung erforderlich ist." 

Dieses Recht der Antragsteller, 
deren Arbeitskraft damals den Be¬ 
trieben nur allzu günstig zukam, ist 
bisher nur unzureichend durchge¬ 
setzt. Viele Firmenarchive sehen sich 
zudem nicht in der Lage auf Anfra¬ 
gen zu reagieren, weil sie kein Perso¬ 
nal oder keine Mittel zur Bearbei¬ 
tung abstellen können. 
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Kooperationen 


Wirtschaft legt sich den 
„Annex 4d"zurecht 

Die Stiftungsinitative der deutschen 
Wirtschaft enthält den ehemaligen 
Zwangsarbeitern nicht nur Zinsen 
auf ihren Anteil vor, sie bestimmt 
auch selbstherrlich, wann die volle 
Summe fällig ist. „Die Wirtschaft ist 
nach den internationalen Verträgen 
nicht an die Feststellung der Rechts¬ 
sicherheit durch den Bundestag ge¬ 
bunden. Diese betraf den Beginn der 
Auszahlungen durch die Bundesstif¬ 
tung. Die Wirtschaft ist der Auffas¬ 
sung, die Summe sei erst fällig, wenn 
die Prozesse in den USA erledigt 
sind." (Jansen in der taz am 
8.6.2001) Dagegen sagt die „Ge¬ 
meinsame Erklärung" vom 7.7.2000, 
die Verpflichtung die sich die Bun¬ 
desrepublik, die USA und die Staa¬ 
ten Osteuropas auferlegt haben, 
dass der Anteil der Wirtschaft bei 
Verweisung der dort aufgeführten 
Sammelklagen an die amerikani¬ 
schen Bundesrichter zwecks Zurük- 
kweisung fällig war - im Oktober 
2000. Lediglich die Zahlungen der 
Bundesstiftung an die ehemaligen 
KZ- und Ghetto-Häftlinge und 
Zwangsarbeiter wurde von der Ab¬ 
weisung aller damals anhängigen 
Klagen abhängig gemacht. 

(vgl. 4d http://www.nsberatung.de\ 
doku\regierung\gemeinsame-erklae- 
rung17-7-00.html ) 


Zustiftungen von 
20 Millionen DM 

Neben der Bundesregierung und der 
Wirtschaft können durch private und 
kommunale Initiativen weitere 20 
Millionen Mark zur Auszahlung an 
ehemalige Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeitern kommen. 

Nach Auskunft der Bundesstif¬ 
tung habe allein die Evangelische 
Kirche zehn Millionen Mark übertra¬ 
gen, fünf Millionen Mark kommen 
von Kommunen, vier Millionen Mark 
von Privatleuten. 

Dieser Betrag macht nur einen 
Bruchteil des fehlenden Zinsbetrages 
auf den Anteil der Wirtschaft aus. 
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Bundespresse¬ 
konferenz mit 
Zwickel, 
Koschnick und 
Evers 

Die Kampagne „Höchste Zeit“, die wir 
in der letzten Ausgabe von „überle¬ 
ben...“ vorgestellt haben, wurde durch 
eine Mahnwache von Berliner Gruppen 
vor dem Haus der Wirtschaft fortge¬ 
führt. Jeden Montag bekräftigte sie die 
Forderung nach sofortiger Auszahlung. 

Der Höhepunkt der Kampagne 
„Höchste Zeit“ war sicherlich die Presse¬ 
konferenz mit IG-Metall-Chef Klaus 



Foto: AP/ Markus Schreiber 


Zwickel, Hans Koschnick (Gegen Ver¬ 
gessen - Für Demokratie) und Lothar 
Evers am 16. Mai in Berlin. 

Wenige Tage nach der juristisch 
nicht eindeutigen Abweisung von Kla¬ 
gen durch die amerikanische Richterin 
Shirley Wohl-Kram forderte der ge¬ 
meinsame Appell die Beendigung der 
juristischen Verzögerungen. Mit der da¬ 
nach immer noch geforderten „Rechtssi¬ 
cherheit“ standen nicht mehr die NS- 
Opfer, sondern nur noch die Interessen 
der deutschen Wirtschaft im Vorder¬ 
grund. 

Nur zwei Tage später reagierten der 
Bundeskanzler und sein Beauftragter 
Lambsdorff und bezogen eine abwarten¬ 
de Haltung zugunsten der Wirtschaft. 
Eine Woche später konnte sich die 
Wirtschaft zum Feststellen einer „ausrei¬ 
chenden Rechtssicherheit“ durchringen. 
Das Drängen einer Initiative aus Kreisen 
der einzahlenden Unternehmer der Stif¬ 
tungsinitiative auf sofortige Auszahlung 
spielte sicherlich eine Rolle. Reinert 







Kinderüberlebender von Auschwitz 

Israel Silberberg 6.10.1928 - 31.5.2001 


Wir lernten ihn hei unserer ersten Einladung 1999 in 
die Kontaktstelle für Überlebende des Holocaust in Zü¬ 
rich kennen. Innerhalb der kürzesten Zeit entstand eine 
große Nähe und gegenseitige Achtung Israel Silberberg 
wurde Mitglied im Bundesverband und auf der Mit¬ 
gliederversammlung im vorigen Jahr in den Vorstand 
gewählt. Doch die gemeinsame Zeit war leider nur all¬ 
zu kurz.. Die wenigen Begegnungen mit Israel Silber- 
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berg haben jedoch einen tiefen Eindruck bei uns 
hinterlassen. Nachfolgend drucken wir den Nachruf 
der mit uns kooperierenden Kontaktstelle für Überle¬ 
bende des Holocaust ab. Dort war er kurz vor seinem 
Tod erneut in den Vorstand gewählt worden. Außer¬ 
dem haben wir den mit ihm bekannten Noach Flug, 
Direktor des Centre of Organisations of Holocaust 
Survivors in Israel um einen kurzen Nachruf gebeten. 


E rst vor kurzem als Vorstandsmitglied 
von unserem Verein einstimmig 
wiedergewählt, ist unser lieber Freund 
Israel Silberberg einem Herzversagen er¬ 
legen. In unserem Kreis hinterlässt er 
eine schmerzlich empfundene Lücke. Er 
gehörte zu den Mitbegründern unserer 
Gruppe, die 1995 aus der Initiative von 
einigen Überlebenden des Holocaust 
entstand. 

Das Wenige, was wir über sein 
Schicksal wissen, ist gleichzeitig sehr 
viel. Er stammte aus Radom, einer Stadt 
südlich von Warschau, und war beim 
Überfall der Deutschen auf Polen erst elf 
Jahre alt. Statt einer glücklichen Kind¬ 
heit erlebte er lange, schreckliche Jahre, 
von welchen er nie sprach. 

Wir kennen bloß die berüchtigten 
Namen von einigen Stationen seines 
Leidenswegs: das Ghetto von Radom, 
Pionki, Auschwitz-Birkenau, Monowitz, 
Buchenwald. Er überlebte, doch be¬ 
schäftigte ihn zeitlebens die Frage, wie 
und weshalb. 

Nach der Befreiung strebte er ins 
Land, mit welchem er sich am meisten 
verbunden fühlte, und in welchem auch 
sein älterer Bruder lebte - nach Israel, 
damals noch Palästina. Während des 
Unabhängigkeitskrieges diente er in der 
israelischen Armee und absolvierte 
gleichzeitig eine Abendschule, um die 
ihm zuvor verwehrte Ausbildung nach¬ 
zuholen. Nach Beendigung des Militär¬ 
dienstes im Jahre 1950 begann er als An¬ 
gestellter der Anglo-Palestine Bank, spä¬ 
ter Bank Leumi, in Tel Aviv zu arbeiten. 
1962 erfolgte seine Versetzung nach Zü¬ 
rich. Im Jahre 1953 heiratete Israel Sil¬ 
berberg s.A.; dieser Ehe entsprangen 
zwei Söhne. Ein weiterer Schicksals¬ 


schlag blieb ihm jedoch nicht erspart - 
sein älterer Sohn Jomi s.A. fiel als Soldat 
der israelischen Armee im Yom Kippur 
Krieg. Sein zweiter Sohn Dudi und seine 
Enkelkinder leben in New York. 

Wie wir wissen, legte Israel s.A. 
großen Wert auf die jüdische Erziehung 
seiner Enkelkinder und auf Familienzu¬ 
sammenhalt, weshalb er mit seiner Gat¬ 
tin zu den meisten jüdischen Feiertagen 
nach New York reiste, um mit seinen 
Liebsten vereint zu sein. 

Noch zu seinen Lebzeiten war es Is¬ 
raels Wunsch, nach seinem Tod die letzte 
Ruhestätte in Israel zu finden, wo er nun 
am 3. Juni auch beigesetzt worden ist. 
Ich erwähne dies, weil es zur Persönlich- 


„Ich habe Herrn Israel Silberberg während 
meines Schweizaufenthaltes 1979-1984 
kennengelernt. Ich kannte und schätzte 
ihn als erfolgreichen, ausgewogenen, 
klugen und bescheidenen Bankmann. 

Er war als Jugendlicher in Auschwitz 
und anderen Lagern gewesen. Diese Ein¬ 
drücke haben in ihm unauslöschliche 
Spuren fürs ganze Leben hinterlassen. Bei 
jeder nichformellen Begegnung kam er 
immer wieder auf die Zeit des Holocaust 
zurück. Er half persönlich vielen 
Holocaustüberlebenden und war in 
vielen Aktivitäten zu Gunsten von 
Holocaustüberlebenden involviert. 

Als mir sein plötzlicher Tod bekannt wur¬ 
de und ich dann seine Familie traf, dachte 
ich, dass hier ein Mann gestorben ist, der 
die Hölle überlebt hat und dennoch die 
Kraft hatte, ein neues Leben in der 
Schweiz aufzubauen. Die Vergangenheit 
aber hat er trotz aller seiner wirtschaft¬ 
lichen Erfolge nicht vergessen können. “ 


keit von Israel Silberberg gehört und sei¬ 
ne Gesinnung beleuchtet, obwohl es zu¬ 
mindest direkt nichts mit unserer Grup¬ 
pe zu tun hat. Die Grundlage des Zu¬ 
sammenhalts unserer hinsichtlich Her¬ 
kunft, Glaube oder politischer Einstel¬ 
lung heterogenen Vereinigung bildet die 
individuell verschieden erlebte, doch von 
allen Mitgliedern erlittene Verfolgung 
vor sechs Jahrzehnten. Deshalb begeg¬ 
nen wir der Überzeugung jedes Einzel¬ 
nen mit Respekt, auch wenn wir diese 
vielleicht nicht teilen. 

Israel Silberberg war auch sehr groß¬ 
zügig und half vielen Menschen. Dies 
galt auch für unsere Gruppe: als Beispiel 
soll das erste Treffen am 27. Januar 1999 
zur Erinnerung an die Befreiung von Au¬ 
schwitz dienen, wofür er die Kosten 
übernahm (bei einem Verein, der aus¬ 
schließlich von den Mitgliedsbeiträgen 
finanziert wird, scheint mir dies erwäh¬ 
nenswert). Israel Silberberg war ein lieber 
Mensch. Seine geduldige, verständnis¬ 
volle, feine Art des Zuhörens und Mitre¬ 
dens, auch wenn er seine Meinung dezi¬ 
diert vertrat, werden wir vermissen, seine 
klugen Ratschläge werden uns fehlen. 
Wir werden ihn in liebevoller Erinne¬ 
rung behalten und entbieten seiner Gat¬ 
tin und Familie unsere aufrichtige An¬ 
teilnahme. Wenn wir von Israel Silber¬ 
berg Abschied nehmen, gedenken wir 
auch der anderen 18 Mitglieder unserer 
Gruppe, die uns seit deren Gründung in 
1995 verlassen haben. 

Unser Kreis wird immer kleiner, 
bald verschwindet eine Generation, die 
viel gelitten, aus deren Erfahrung man 
aber sehr viel lernen könnte. Hoffen wir, 
dass dies auch getan wird. 

Christa Markovits 
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Nachruf 






Buchvorstellungen 


Rechtssicherheit 
endlich bestätigt 

Nach der Aufgabe der Widerstände 
der deutschen Wirtschaft hat der 
Bundestag am 30.5. die „ausreichen¬ 
de Rechtssicherheit" beschlossen, die 
für die Einzahlung des Wirtschafts¬ 
anteils benötigt wurde. Vertreter der 
Opferverbände in Polen und Tsche¬ 
chien nahmen den Beschluss mit Er¬ 
leichterung und Bitternis auf. 

Allein in Tschechien waren rund 
10.000 der 100.000 Antragsteller im 
Verlauf der Auszahlungs-Blockade 
durch die Stiftungsinitiative gestor¬ 
ben. 


Frist wird verlängert 

Die ursprünglich am 11. August aus¬ 
laufende Antragsfrist für die Ent¬ 
schädigung ehemaliger NS-Zwangs- 
arbeiter ist bis Ende 2001 verlängert. 

Darauf haben sich die Fraktio¬ 
nen des Bundestages verständigt, 
sagte der SPD-Abgeordnete Bernd 
Reuter. Nach Angaben des FDP-Ab- 
geordneten Max Stadler besteht Ei¬ 
nigkeit, dass man dem «überwiegen¬ 
den Wunsch der Opferorganisatio¬ 
nen folgen soll». Bis August würden 
möglicherweise nicht alle Opfer er¬ 
reicht. 

Der Bundestag hatte Ende Juni 
den Beschluss gefasst, die Frist bis 
Ende 2001 zu verlängern und das 
Gesetz über die Zwangsarbeiter-Stif¬ 
tung «Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft» geändert. (28.6.) 
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Buchvorstellungen ... 

Spoerer: Zwangsarbeit unterm 
Hakenkreuz 

Nach der bahnbrechenden Studie Ulrich 
Herberts zum „Ausländereinsatz“ von 
1985 versucht Mark Spoerer eine Bilanz 
der fachwissenschaftlichen wie lokalge¬ 
schichtlichen Forschung zur Zwangsar¬ 
beit zu ziehen und monographisch zu¬ 
sammenzufassen. Sein Erkenntnisraster 
unterscheidet vier Stufen des Zwangs in 
der Zwangsarbeit: freiwillig eingegange¬ 
ne / größtenteils bestimmbare Arbeits¬ 
bedingungen bzw. geringfügige / keine 
Einflussmöglichkeiten auf die Arbeitsbe¬ 
dingungen. Bestimmt werden die recht¬ 
lichen, die physischen Bedingungen und 
die alltägliche Situation der Zwangsar¬ 
beiter sowie letztlich das „Elend in Zah¬ 
len“. Unter Einbeziehung der Entschä¬ 
digungsverhandlungen kann Spoerer zu 
einem historischen Abschluss gelangen. 
In monographischer Manier hält Spoe¬ 
rer die historischen Thesen und Urteile 
ausgewogen nebeneinander und wird 
damit seinem Anspruch, ein Buch für 
die Interessierten ohne Vorkenntnisse zu 
schreiben, bestens gerecht. 

Zu Recht verweist Spoerer auf das 
Missverhältnis von (mitverantwortli¬ 
cher Beschäftigung von Zwangsarbeitern 
durch deutsche Unternehmen einerseits 
und die von ihren Nachfolgern vorgetra¬ 
gene naive Kollektivschuldthese, derzu- 
folge die ganze deutsche Nachkriegswirt¬ 
schaft moralisch verantwortlich sei. Hin¬ 
zuzufügen wäre nur, dass auch das mora¬ 
lische Missverhältnis zugleich materielle 
Lohnvorenthaltungen gegenüber den 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbei¬ 
tern verdeckt. Reinert 

Mark Spoerer: Zwangsarbeit unter dem 
Hakenkreuz. Ausländische Zivilarbeiter , 
Kriegsgefangene und Häfilinge im Deut¬ 
schen Reich und im besetzten Europa 
1939-1945. Deutsche Verlags-Anstalt , 
München, 336S. ISBN3-421-05464-9 

Herbert: 

Geschichte der Ausländerpolitik 

Die Studie Herberts rekonstruiert die 
„Ausländerpolitik“ vom Kaiserreich bis 
zur „Berliner Republik“ über die kultur- 
wissenschaftliche Einsicht, dass die Defi¬ 


nition des „Eigenen“, des „Deutschen“ 
über die der „Anderen“ vermittelt ist. 
Herbert interessieren politische, wirt¬ 
schaftliche und damit korrespondieren¬ 
de rechtsgeschichtliche Strukturen und 
Tendenzen. 

Von Beginn einer verspäteten deut¬ 
schen Nationalstaatsbildung an stehen 
„Ausländische“ am Kreuzweg wirtschaft¬ 
licher und politischer Interessen. Der 
vorwiegend antipolnische Rassismus des 
Kaiserreichs verschärft sich mit der milli¬ 
onenfachen Beschäftigung von Kriegsge¬ 
fangenen zur Feinderklärung und „nor¬ 
malisiert“ die Rechtlosigkeit von „Aus¬ 
ländern“. Während der Weimarer Repu¬ 
blik setzt sich die antisemitische Wahr¬ 
nehmung des „Fremden“ durch und 
drehte nach Herbert die fast schon voll¬ 
zogene Assimilierung jüdischer Bürger 
zurück. Mit dem Aufstieg des National¬ 
sozialismus wird der Verrechtlichungs¬ 
prozess der ausländischen Arbeiter um¬ 
gekehrt und ihre hemmungslose wirt¬ 
schaftliche Ausbeutung durch einen Ra¬ 
dikalnationalismus legitimiert. 

Vor diesem Panorama erscheint die 
Ausländerpolitik der Bundesrepublik 
eher als Fortsetzung denn als Bruch mit 
Traditionen. Die (nationalsozialistisch ge¬ 
prägte) einhellige Vorstellung eines „deut¬ 
schen Volkes“ half die Flüchtlinge trotz 
Ablehnung der Westdeutschen zu inte¬ 
grieren und die wirtschaftliche Entwick¬ 
lung erforderte bald erneut Arbeitskräfte 
für die Arbeit, die den Deutschen als hart, 
schwer oder schlecht bezahlt erschien. 
Herbert plädiert für die zunehmende, ab¬ 
sichernde Verrechtlichung von Auslän¬ 
dern und weist außer Sprache und 
Grundgesetz alle anderen Integrationskri¬ 
terien zurück Allerdings bestätigt er mit 
seinem Resümee - trotz Nennung von 
Flüchtlingen im Titel - die Abschaffung 
des Grundrechts auf Asyl, das nach 
Kriegsende schließlich die einzige Verhei¬ 
ßung einer Gegentradition zur deutschen 
Ausländerpolitik darstellte. 

Ulrich Herbert: Geschichte der Ausländer¬ 
politik in Deutschland — Saisonarbeiter, 
Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, Flüchtlinge. 
Verlag C.H. Beck, München, 

ISBN3-40647-477-2 



Die kritische Masse muss 
nicht groß sein 


„ Wolfgang Müller Montagen “ ist ein 
Kleinunternehmen , eine Nachkriegsgrün¬ 
dung, von der Zwangsarbeiter-Entschädi¬ 
gung nicht betroffen. Und doch ist es Mit¬ 
glied der Stifiungsinitiative geworden - 
mit dem Doppelten des geforderten Einsat¬ 
zes von 1 %o des Umsatzes. 

Wolfgang Müller, Anfang 50, im Ge¬ 
spräch mit unserem Mitarbeiter Matthias 
Reinert. 

W. Müller: „Ich frage mich selbst, warum 
engagiert sich einer in meiner Situation 
für Zwangsarbeiter und nicht für Terre 
des Hommes? Sicherlich spielen die 68er 
eine Rolle, obwohl das ein schwieriger 
Begriff ist. Sicherlich hat die Bewegung, 
die Nachfolgegeneration ein Gewissen 
und ein Bewusstsein aufgebracht. In vie¬ 
len Familien waren NS-Verbrechen be¬ 
kannt, aber man redete nicht darüber. 
Ich habe zu der Zeit Abitur gemacht und 
'69 die Uni begonnen. Aber ich war nie 
so extrem, kein Akteur, mehr ein Beob¬ 
achter. Dennoch entstand daraus eine 
Art „innere Reaktion“, eine Sichtweise. 
Ich habe mir da keine Anklage ange¬ 
maßt, aber war neugierig, habe viel ge¬ 
fragt und begreifen wollen, wenn auch 
manche Fragen provozierten.“ 

Mit der Zusage von Entschädigung 
für NS-Zwangsarbeit vom 16. Februar 


1999 trat die „Stiftungsinitiative Erinne¬ 
rung, Verantwortung und Zukunft“ an 
die Öffentlichkeit. Zwölf renommierte 
Firmen, die von NS-Zwangsarbeit profi¬ 
tiert hatten und mit Klagen in den USA 
konfrontiert waren. In ihrer Gründungs¬ 
erklärung riefen die Unternehmen zur 
Anerkennung einer Verantwortung auf 
und sammelten zahlende Mitglieder. 

W. Müller: „Ich fühlte mich damals ei¬ 
gentlich nicht angesprochen. Aber zu 
merken, wie schwer sich die Industrie 
tat, die zugesagte Summe zusammen zu 
bekommen war beschämend. Nicht für 
das Ausland oder das Inland, sondern 
überhaupt beschämend. Letztlich hat je¬ 
der, der sein Niveau über den Krieg hin¬ 
weg aufrechterhalten konnte, von der 
Zwangsarbeit profitiert. Mit der Stif 
tungsinitiative sehe ich die deutsche 
Wirtschaft die Verantwortung für die 
NS-Zwangsarbeit anerkennen und die 
Verpflichtung, eine minimale Wieder¬ 
gutmachung zu leisten. Und dazu hat 
der Herr Gentz etwas Schönes gesagt 
und ich fühlte mich persönlich ange¬ 
sprochen: Dass es „besonders erfreulich 
ist, dass auch solche Nachkriegsgrün¬ 
dungen, die nicht in NS-Unrecht ver¬ 
wickelt waren, sich beteiligen.“ 

Fortsetzung Seite 8 


Italienische Militärinternierte 

ln der einschlägigen Fachliteratur 
kann es jeder nachlesen. Nach der 
Kapitulation Italiens wurden die ehe¬ 
mals verbündeten italienischen Sol¬ 
daten gefangen genommen und zur 
Zwangsarbeit nach Deutschland ver¬ 
schleppt. Sämtliche Rechte des 
Kriegsgefangenen wurden diesen 
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsar¬ 
beitern verweigert. Diese histori¬ 
schen Fakten sind seit langem be¬ 
kannt, deshalb war es nicht so ein¬ 
fach, den immerhin fast 70.000 An¬ 
tragstellern eine Leistung der 
Bundesstiftung zu verweigern. 

Auftritt: Professor Christian 
Tomuschat. 

Der ist renommierter Völker¬ 
rechtler an der Flumbold-Universität 
und durch ein soeben beim Bundes¬ 
finanzministerium abgeliefertes Gut¬ 
achten wurde er um einige Tausend 
Mark reicher. Inhaltlich macht es sich 
Professor Tomuschat ziemlich ein¬ 
fach. Zwar sei den italienischen Mili- 
tär-internierten der Kriegsgefange¬ 
nenstatus verweigert worden. Da es 
sich hierbei aber um ein ehernes un¬ 
widerrufliches Recht handele, könne 
man den gar nicht verlieren, was die 
praktische Konsequenz hat, dass 
man heute als Kriegsgefangener zu 
gelten habe und damit habe sich 
eben eine Leistung aus der Bundes¬ 
stiftung erledigt. Manchmal muss 
man eben Rechtsprofessor sein, um 
die Wirklichkeit so zu bürsten, wie es 
einem Bundesfinanzministerium in 
den Kram passt. Die Militärinternier¬ 
ten wollen sich mit diesen Spitzfin¬ 
digkeiten nicht abfinden und haben 
inzwischen Verfassungsbeschwerde 
gegen das ganze Stiftungsgesetz ein¬ 
gereicht. 
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Kooperationen 













Reportage 



Mitglied der Stiftungsinitiative wur¬ 
de Wolfgang Müller im April 2000. Die 
Verhandlungen kamen im Juli 2000 mit 
der Unterzeichnung eines multilateralen 
Vertrages zum Abschluss. Manfred 
Gentz als Vorsitzender der Stiftungsini¬ 
tiative dankte aus diesem Anlass seinen 
Mitgliedern. Wolfgang Müller aber war¬ 
tete vergeblich - wie die Überlebenden, 
von denen viele inzwischen verstarben — 
auf die Auszahlung der gesammelten 
Milliarden an die Betroffenen. 

W. Müller: „Die Stiftungsinitiative ver¬ 
steifte sich ausgerechnet auf die „ausrei¬ 
chende Rechtssicherheit“. Mit dieser 
schwammigen Formulierung begannen 
leidige und eiskalte juristische Spitzfin¬ 
digkeiten. Darüber hinaus gab die Wirt¬ 
schaft dem Bundestag vor - an demo¬ 
kratischen Grundlagen vorbei - wann 
„Rechtssicherheit“ gegeben sei. Ich sah 
die Auszahlungen sich immer weiter ver¬ 
zögern. Und ich hatte die Betroffenen 
vor Augen, elend und alt, nach 57 Jah¬ 
ren oft durch die Zwangsarbeit stark ge¬ 
sundheitlich eingeschränkt. Da hatte 
mich etwas berührt und ich rührte mich 
selbst. „Die da oben“ werden das schon 
machen - eben nicht. Ich recherchierte 
im Internet und kam auf die Seiten des 
B undes verbandes. “ 


Anfang Mai 2001 
erhitzte sich die Debatte 
um die Klagen in den 
USA erneut. Eine 
Bundesrichterin hatte 
Klagen gegen deutsche 
und österreichische Fir¬ 
men nicht im ersten 
Durchlauf abgewiesen. 
Ein Streit begann, ob da¬ 
mit Bedingungen ver¬ 
bunden waren und für 
wen und inwieweit nun 
„Rechtssicherheit“ er¬ 
reicht ist. 

W. Müller: „Inzwischen 
waren Andere, Promi¬ 
nente wie Günther 
Grass, Wolfgang Thierse, 
Fritz Pleitgen, mit der 
Forderung nach soforti¬ 
ger Auszahlung an die 
Presse getreten. Doch 
nichts passierte. Und die Abweisung der 
Klagen durch Wohl-Kram reichte der 
Wirtschaft immer noch nicht! Das 
konnten sich viele Unternehmen, die 
mit etwas mehr Gewissen in die StiF 
tungsinitiative eingetreten waren, doch 
nicht gefallen lassen. Dass über ihre Mo¬ 


tive hinweg weiter Leid geschaffen wur¬ 
de. Ich begann mit Freiwilligen des 
Bundesverbandes eine Telefonaktion, 
um meinen Aufruf „Jetzt Auszahlen“ an 
andere Mitglieder der Stiftungsinitiative 
zu schi-cken. Zusammen konnten wir 
rund 300 Unternehmen erreichen, fast 
alle wollten den Aufruf lesen, viele 
konnten über die Unterstützung so 
kurzfristig nicht entscheiden, wenige sa¬ 
hen keinen Anlass zum Handeln.“ 

Am 18. Mai wandten sich rund 40 
Unternehmen der Stiftungsinitiative mit 
ihrem Aufruf nach sofortiger Auszah¬ 
lung an den Bundeskanzler. Im Laufe 
des Wochenendes wurde die „Opposi¬ 
tion in der Stiftungsinitiative“ eine Top¬ 
meldung. Wolfgang Müller wurde von 
der Tagesschau interviewt und das Ge¬ 
zerre gewann eine vorwärtsweisende 
Dynamik. 

W. Müller: „Eine Sprecherin des 
Bundeskanzlers begrüßte ausdrücklich 
unsere Initiative, der Kanzler befürchte¬ 
te die Spaltung der Stiftungsinitiative. 
Nur eine Woche später - und das war 
wirklich ein tolles Gefühl - stellte der 
Vorsitzende der Stiftungsinitiative die 
„Rechtssicherheit“ fest. Der Weg für die 
Auszahlung der Gelder war frei.“ 


Auch im Kuratorium: Demokratie Fehlanzeige 

Die eigentümlichen Vorstellungen zur Demokratie innerhalb der Stiftungsiniti¬ 
ative der deutschen Wirtschaft hat Wolfgang Müller hautnah erfahren. Ähn¬ 
lich verhalten sich die Wirtschaftsstifter zur Zeit im Kuratorium der Bundesstif¬ 
tung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft". Nicht nur fehlt immer noch 
ein beträchtlicher Teil der von der Wirtschaft zugesagten fünf Milliarden DM 
des Stiftungskapitals. Auch wird keine ausführliche Zinsabrechnung vorgelegt. 
Auf Demokratie pfeifen die 16 Gründungsmitglieder auch bei der Wahl der 
vier Kuratoren, die „von den Mitgliedsunternehmen der Stiftungsinitiative" 
entsandt werden sollen. Bisher wurden lediglich Abgesandte der 16 Gründer 
und Angestellte der Stiftungsinitiative im Kuratorium gesichtet. Oft stehen 
auf der Teilnehmerliste ganz andere Namen als die tatsächlich abstimmenden. 

Lothar Evers, Kuratoriumsmitglied der Bundesstiftung für den Bundesver¬ 
band Information und Beratung für NS-Verfolgte, hat auf der letzten Sitzung 
des Kuratoriums dessen Vorsitzendem, UNO-Botschafter Dr. Dieter Kastrup, 
zahlreiche Erklärungen von Mitgliedsunternehmen der Stiftungsinitiative 
übergeben, dass sie an der Benennung der Wirtschaftskuratoren nicht betei¬ 
ligt wurden. Die Beschlüsse, die zu Lasten der Überlebenden mit den Stimmen 
dieser nie gewählten Kuratoren gefasst wurden, hat Lothar Evers angefoch- 
ten. Botschafter Kastrup und die für die Stiftungsaufsicht zuständigen 
Bundesministerien scheint das bisher wenig zu beeindrucken. 

So werden wohl demnächst auch hier die Gerichte entscheiden müssen, 
ob auch für die Stiftungsinitiative der deutschen Wirtschaft demokratische 
Spielregeln gelten. 
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